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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 22. —— 


(Nr. 3137.) Verordnung über die Verhuͤtung eines die geſetzliche Freiheit und Ordnung 
gefaͤhrdenden Mißbrauches des Verſammlungs- und Vereinigungsrechtes 
Vom 29. Juni 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen nach dem Antrage Unſeres Staatsminiſteriums auf Grund des Ar— 
tikels 105. der Verfaſſungsurkunde, was folgt: 


. 


} Von allen Verſammlungen, in welchen öffentliche Angelegenheiten er- Verſammlun⸗ 
oͤrtert oder berathen werden ſollen, hat der Unternehmer mindeſtens 24 Stun: 6 
den vor dem Beginne der Verſammlung, unter Angabe des Ortes und der öffentliche 


Zeit derſelben, Anzeige bei der Ortspolizei-Behoͤrde zu machen. Dieſe Behörde Angelegen- 


hat daruͤber ſofort eine Beſcheinigung zu ertheilen. ae 
rathen wer- 
N 6 den ſollen. 


Die Vorſteher von Vereinen, welche eine Einwirkung auf öffentliche An- Vereine zur 
0 bezwecken, ſind verpflichtet, Statuten des Vereines binnen drei auf affen 
agen nach deſſen Errichtung, und alle Abaͤnderungen der Statuten binnen 5 Angele- 
drei Tagen, nachdem fie zu Stande gekommen find, der Ortspolizei- Behörde genbeiten. 
zur Kenntnißnahme einzureichen, derſelben auch auf Erfordern jede darauf be— 
zuͤgliche Auskunft zu ertheilen. 


Die Ortspolizei⸗Behöͤrde hat über die erfolgte Einreichung der Statuten 
oder der Abaͤnderungen derſelben ſofort eine Beſcheinigung zu ertheilen. N 


a Die Beſtimmungen dieſes und des vorhergehenden Paragraphen beziehen 
ſich nicht auf kirchliche und religiöfe Vereine 2 5 deren r 


Jahrgang 4849, (Nr. 3137.) 35 H. 3. 


Ausgegeben zu Berlin den 2. Juli 1849. 


Verſammlun⸗ 
en unter 
reiem Him⸗ 

me 
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8 
Wenn fuͤr die Verſammlungen eines Vereines, welcher eine Einwirkung 
auf oͤffentliche Angelegenheiten bezweckt, Zeit und Ort ſtatutenmaͤßig oder durch 
einen beſonderen Beſchluß im Voraus feſtſteht, und dieſes wenigſtens 24 Stun— 
den vor der erſten Verſammlung zur Kenntniß der Ortspolizei-Behoͤrde ge— 
bracht worden iſt, fo bedarf es einer beſonderen Anzeige, wie fie der $. 1. er⸗ 
fordert, für die einzelnen Verſammlungen nicht. 


$. 4. 


Die Ortspolizei-Behoͤrde iſt befugt, in jede Verſammlung, in welcher 
öffentliche Angelegenheiten erörtert oder berathen werden ſollen, einen oder 
wi Polizeibeamte, oder eine oder zwei andere Perſonen als Abgeordnete zu 
enden. 
Die Abgeordneten duͤrfen, wenn ſie Polizeibeamte ſind, nur in ihrer 
Dienſtkleidung oder unter ausdruͤcklicher Kundgebung ihrer dienſtlichen Eigen— 
ſchaft erſcheinen. Sind ſie nicht Polizeibeamte, ſo muͤſſen ſie durch beſondere 
Abzeichen erkennbar ſein. 

Den Abgeordneten muß ein angemeſſener Platz eingeraͤumt werden. 


$. 3. 


Verſammlungen, in denen Anträge oder Vorſchlaͤge erörtert werden, die 
eine Aufforderung oder Anreizung zu ſtrafbaren Handlungen enthalten, ſind 
die Abgeordneten der Polizeibehoͤrde ſofort aufzulöfen befugt; unbeſchadet des 
gegen die Betheiligten geſetzlich einzuleitenden Strafverfahrens. 


H. 6. 


Sobald ein Abgeordneter der Polizeibehoͤrde die Verſammlung fuͤr auf⸗ 
gelöft erklaͤrt hat, find alle Anweſenden verpflichtet, ſich ſofort zu entfernen. 
Dieſe Erklaͤrung kann noͤthigenfalls durch die bewaffnete Macht zur Ausfuͤh— 
rung gebracht werden. 

§. 7. 

Niemand darf in einer Verſammlung bewaffnet erſcheinen, mit Aus— 

nahme der im Dienſte befindlichen Polizeibeamten. 


F. 8. 


Die Beſtimmungen der $$. 1. 4. 5. 6. 7. finden auf alle öffentlichen 
Verſammlungen unter freiem Himmel Anwendung. 


8 
Die Ortspolizei-Behoͤrde iſt befugt, jede Verſammlung unter freiem 
Him⸗ 


u DE 


Himmel bei dringender Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung zu 
verbieten. Das Verbot muß ſchriftlich abgefaßt ſein. 


$. 10. 


Verſammlungen, welche auf öffentlichen Plägen und Straßen in Staͤd⸗ 
ten und Ortſchaften ſtatt finden ſollen, bedürfen der vorgaͤngigen Genehmigung 
der Ortspolizei⸗Behoͤrde. 

Die Genehmigung iſt von dem Unternehmer, Vorſteher, Ordner oder 
Leiter der Verſammlung nachzuſuchen. 


$. 11. 


Den in dem vorhergehenden Paragraphen erwaͤhnten Verſammlungen 
werden Öffentliche Aufzüge in Städten und Ortſchaften gleichgeſtellt. Bei Ein⸗ 
holung der e nn iſt der beabſichtigte Weg anzugeben. 

Gewoͤhnliche Leichenbegaͤngniſſe, ſowie Züge der Hochzeitsverſammlungen, 
wo dieſe hergebracht ſind, kirchliche Prozeſſionen, Wallfahrten und Bittgaͤnge, 
wenn fie in der hergebrachten Art ſtatt finden, beduͤrfen einer vorgängigen Ge⸗ 
nehmigung und ſelbſt einer Anzeige nicht. 


$. 12. 


Innerhalb zweier Meilen von dem Orte der jedes maligen Reſidenz des 
Koͤnigs oder von dem Orte des Sitzes beider Kammern duͤrfen Volksverſamm⸗ 
lungen unter freiem Himmel nicht ſtatt finden. Das letztere Verbot beſteht nur 
fuͤr die Dauer der Sitzungsperiode der Kammern. 


$. 1 3. 


Wenn eine Verſammlung ohne die in dem F. 1. vorgeſchriebene Anzeige Snaf- Beim 
ſtatt gefunden hat, fo trifft den Unternehmer, denjenigen, der den Platz dazu mungen, 
eingeräumt hat, und jeden, welcher in der Verſammlung als Vorſteher, Ord- 


ner, Leiter oder Redner aufgetreten iſt, eine Geldbuße von fuͤnf bis funfzig 
Thalern. 


§. 14. 


Wenn, der Vorſchrift des F. 2. entgegen, die Einreichung der Statuten 
eines Vereines, oder deren Abaͤnderungen, in der beſtimmten Friſt nicht geſche⸗ 
hen, oder eine von der Ortspolizei-Behoͤrde erforderte Auskunft nicht ertheilt wor⸗ 
ven iſt, fo wird jeder Vorſteher des Vereines mit Geldbuße von fünf bis zu 
unfzig Thalern beſtraft. 


$. 15. 


Wenn in einer Verſammlung, der Vorſchrift des §. A. entgegen, den 
Wgeordneten der Ortspolizei-Behoͤrde der Zutritt oder die Einraͤumung eines 
Nr. 3137.) 35 * an⸗ 


Ki ler 


angemeſſenen Platzes verweigert worden ift, fo trifft den Unternehmer und je— 
den, welcher in der Verſammlung als Vorſteher, Ordner oder Leiter aufgetre- 
ten iſt, Geldbuße von zehn bis einhundert Thalern oder Gefaͤngniß von vier⸗ 
zehn Tagen bis zu ſechs Monaten. 


$. 16. 


Wer ſich nicht ſofort entfernt, nachdem der Abgeordnete der Ortspolizei⸗ 
Behoͤrde die Verſammlung fuͤr aufgeloͤſt erklaͤrt hat (HH. ö. 6.), wird mit Geld- 
buße von fünf bis zu funfzig Thalern oder mit Gefaͤngniß von acht Tagen 
bis zu drei Monaten beſtraft. 


F. 17. 


Wer an einer Verſammlung unter freiem Himmel Theil nimmt, welche 
geſetzlich ($. 12.) oder von der Ortspolizei⸗Behoͤrde ($. 9.) verboten iſt, oder 
welche auf Öffentlichen Plaͤtzen und Straßen in Städten und Ortſchaften ohne 
vorgaͤngige Genehmigung der Ortspolizei-Behoͤrde (F. 10.) ſtatt findet, wird mit 
Geldbuße von Einem bis zu fuͤnf Thalern beſtraft. 

Wer zu einer ſolchen Verſammlung auffordert oder auffordern laͤßt, 
oder darin als Ordner, Leiter oder Redner thaͤtig iſt, wird mit Geldbuße von 
fuͤnf bis zu funfzig Thalern, oder mit Gefaͤngniß von acht Tagen bis zu 
drei Monaten beſtraft. 

Dieſe Strafen treffen den bloßen Theilnehmer an einer von der Orts— 
polizei⸗Behoͤrde verbotenen Verſammlung, und ſelbſt denjenigen, welcher darin 
als Redner thaͤtig war, nicht, wenn nicht das Verbot vorher oͤffentlich oder 
ihm beſonders bekannt gemacht war. Wird das Verbot waͤhrend der Ver— 
ſammlung bekannt Nang fo kann ſich wegen feiner fpäteren Betheiligung 
Niemand auf den Mangel einer fruͤheren Erlaſſung oder Bekanntmachung des 
Verbotes beziehen. 


$. 18. 


Wer gegen das Verbot des H. 7. in einer Verſammlung bewaffnet er⸗ 
ſcheint, wird mit Gefaͤngniß von vierzehn Tagen bis zu ſechs Monaten beſtraft. 


1 
Wer auffordert, in einer Verſammlung mit Waffen zu erſcheinen, oder 
die Aufforderung hierzu verbreiten läßt, oder in einer Verſammlung Waffen 
austheilt, wird mit Gefaͤngniß von ſechs Wochen bis zu Einem Jahre beſtraft. 


F. 20. 


Die in dieſer Verordnung mit Strafe bedrohten Handlungen werder 
als politiſche oder Preßvergehen nicht betrachtet (Verordnung vom 15. 176 
1848, 
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1848. $$. 2. und 3. und vom 3. Januar 1849, $$. 60. 61.); unbeſchadet der 
Zuſtändigkeit der Schwurgerichte in Anſehung der politifchen Vergehen, welche 
in Verſammlungen begangen werden. 


F. 21. 


Auf die durch das Geſetz oder die geſetzlichen Autoritäten angeordneten 
Verſammlungen und die Verſammlungen der Mitglieder beider Kammern waͤh— 
rend der Dauer der Sitzungsperiode finden die vorſtehenden Beſtimmungen 
keine Anwendung. 


$. 22. 


Perſonen des Soldatenſtandes, welche gegen die Vorſchrift des Artikels 
37. der Verfaſſungsurkunde zur Einwirkung auf oͤffentliche Angelegenheiten 
oder zur Berathung militairiſcher Befehle und Anordnungen in Vereine zu⸗ 
ſammentreten, oder zu ſolchen Zwecken ſich ſonſt verſammeln, werden nach den 
F des H. 125. des erſten Theiles des Militair-Strafgeſetzbuches 
eſtraft. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Sansſouei, den 29. Juni 1849. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
; v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. 


(Nr. 31373138.) (Nr. 3138.) 
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(Fr. 3138.) Verordnung, betreffend die Vervielfältigung und Verbreitung von Schriften 
und verſchiedene durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder an⸗ 
dere Darſtellung begangene ſtrafbare Handlungen. Vom 30. Juni 1849. 


er Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 


71:29 Fame 49 . Arai. 
Ee, dee. mon Preußen ꝛc. m. 


5 < verordnen nach dem Antrage Unſeres Staatsminiſteriums auf Grund des Ar— 

ee . tikels 105. der Verfaſſungsurkunde, was folgt: 

|| Zuger, ene Le, 2 

eme . Se, $. 1. 

e Diane ber ai jeder Druckſchrift muß der Name und der Wohnort des Druckers 

* elle 1 

„genannt ſein. 5 

VA u 8 Auf Druckſchriften, welche fuͤr den Buchhandel oder ſonſt zur Verbrei⸗ 

Aiiung beſtimmt find, muß außerdem der Name und Wohnort entweder des 

dee abe Verlegers oder des Kommiſſionärs, oder endlich des Verfaſſers oder Heraus⸗ 

ge 775 900 gebers, welche ein Werk im Selbſtoerlage erſcheinen laſſen, genannt fein. 

Im Gyr 27 | 

RR H. 2. 

ee, ee Jede Nummer, jedes Stuͤck oder Heft einer Zeitung oder Zeitſchrift muß 
232 777-777 Iqußer dem Namen und Wohnort des Druckers (§. 1.) den Namen und Wohn⸗ 

2. ort des Verlegers, ſowie des Herausgebers, wenn dieſer von dem Verleger 
» verſchieden iſt, enthalten. 


1 N 


Druckſchriften, welche den vorſtehenden Vorſchriften nicht entſprechen, 
duͤrfen von Niemandem verbreitet werden. 

Dieſe Beſtimmung findet auf Druckſchriften, welche nur den Namen ent— 
weder des Verlegers oder des Kommiſſionaͤrs oder des Druckers enthalten, 
keine Anwendung, wenn fie den Geſetzen über die Ordnung der Preſſe entſpre— 
chen, welche zu der Zeit ihres Erſcheinens an dem Orte deſſelben in Kraft 
waren. 


§. 4. 


An der bisherigen Verpflichtung des Verlegers, zwei Exemplare ſeiner 
Verlagsartikel, und zwar eines an die Landesbibliothek in Berlin, das andere 
an die Univerſitaͤt derjenigen Provinz, in welcher er wohnt, unentgeltlich einzu— 
ſenden, wird nichts geaͤndert. 


H. 5. 


Von jeder Nummer, jedem Heft oder Stuͤck einer Zeitung oder einer 
in monatlichen oder kuͤrzeren Friſten erſcheinenden Zeitſchrift, welche 1 In⸗ 
ande 
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lande herauskommen, muß der Herausgeber, ſobald die Austheilung oder Ver— 
ſendung beginnt, ein mit ſeiner Unterſchrift verſehenes Exemplar, gegen eine 
ihm zu ertheilende Beſcheinigung, bei der Ortspoltzeibehoͤrde hinterlegen. 

Die Austheilung und Verſendung der Zeitung oder Zeitſchrift ſoll durch 
die Hinterlegung nicht aufgehalten ſein. 


H. 6. 


Der Herausgeber einer Zeitung, oder einer in monatlichen oder kuͤrzeren 
Friſten erſcheinenden Zeitſchrift, welche Anzeigen aufnimmt, iſt gegen Zahlung 
der uͤblichen Einruͤckungsgebuͤhren verpflichtet, jede ihm von einer oͤffentlichen 
Behoͤrde mitgetheilte amkliche Bekanntmachung auf deren Verlangen in eines 
der beiden naͤchſten Stuͤcke aufzunehmen. 


K. % 


Der Herausgeber einer Zeitung, oder einer in monatlichen oder kuͤrzeren 
Friſten erſcheinenden Zeitſchrift iſt verpflichtet, die Entgegnung zur Berichtigung 
der in derſelben erwaͤhnten Thatſachen, zu welcher ſich die betheiligte oͤffentliche 
Behoͤrde oder die angegriffene Privatperſon veranlaßt findet, in den naͤchſten drei 
Tagen nach dem Empfange der Entgegnung, oder falls in dieſer Zeit keine Nummer 
der Zeitung oder Zeitſchrift erſcheint, in die naͤchſte Nummer aufzunehmen. — 
Die Aufnahme muß koſtenfrei geſchehen, in ſoweit der Umfang der Entgegnung 
die Laͤnge des Artikels, welcher dazu Veranlaſſung gab, nicht uͤberſteigt. Fuͤr 
die uͤber dieſe Laͤnge hinausgehenden Zeilen ſind die uͤblichen Einruͤckungsge— 
buͤhren zu zahlen. 


$. 8. 


Anſchlagezettel und Plakate, welche einen andern Inhalt haben, als 
Ankuͤndigungen über geſetzlich nicht verbotene Verſammlungen, denen die 
erforderliche Anzeige oder Genehmigung vorhergegangen iſt, 


Anzeigen über öffentliche Vergnuͤgungen, über geſtohlene, verlorene oder 
gefundene Sachen, uͤber Verkaͤufe oder ahnliche Nachrichten fuͤr den 
gewerblichen Verkehr, 


dürfen nicht angeſchlagen, angeheftet oder in ſonſtiger Weiſe öffentlich ausge⸗ 
ſtellt werden. 


In Städten und Ortſchaften dürfen Anſchlagezettel und Plakate, auch 
wenn ſie nach ihrem Inhalte erlaubt ſind, an denjenigen Stellen nicht ange— 
ſchlagen, angeheftet oder in ſonſtiger Weiſe öffentlich ausgeſtellt werden, welche 
als hierzu nicht geeignet, durch eine allgemeine und oͤffentlich bekannt gemachte 
Verfügung der Ortspolizeibehörde bezeichnet worden find. 


Auf die amtlichen Bekanntmachungen: Öffentlicher Behörden find die vor— 
ſtehenden Beſtimmungen nicht anwendbar. 
(Nr. 3138.) F. 9. 


Anſchlagezektel 


und Plakate. 
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K. 9. 

a ar Niemand darf auf öffentlichen Wegen, Straßen oder Plaͤtzen, oder an 
von Sgrif- anderen öffentlichen Orten, Druckſchriften ($. 30.) oder andere Schriften aus- 
ee rufen, verkaufen, vertheilen, anheften oder anſchlagen, ohne daß er dazu die 
chen Otten. Erlaubniß der Orts-Polizeibehoͤrde erlangt hat und ohne daß er den Erlaub⸗ 

nißſchein, in welchem ſein Name ausgedruͤckt iſt, bei ſich fuͤhrt. 
Die Erlaubniß kann jederzeit zuruͤckgezogen werden. 


$. 10. 


Die Zuwiderhandlung gegen eine der in den HH. 1. 2. 3. 5. 6. 7. ent⸗ 
1 Vorſchriften zieht eine Geldbuße von fuͤnf bis zu funfzig Thalern 
nach ſich. 

Iſt eine der durch die $$. 1. und 2. erforderten Angaben falſch, ſo iſt 
die Strafe Gefaͤngniß von acht Tagen bis zu zwei Monaten und Geldbuße 
von fuͤnf bis zu funfzig Thalern. 

Den Verbreiter trifft dieſe höhere Strafe nur dann, wenn er von der 
Unrichtigkeit der Angabe Kenntniß hatte. 


$ 11. 


Die Zuwiderhandlung gegen eine der in den $$. 8. und 9. enthaltenen 
Vorſchriften zieht eine Geldbuße von Einem bis zu funfzig Thalern oder Ge— 
faͤngniß von Einem Tage bis zu ſechs Wochen nach ſich. 


$. 12. 


Verantwort- Für den Inhalt einer Druckſchrift find der Verfaſſer, der Herausgeber, 
en der Verleger oder Kommiſſionaͤr, der Drucker und der Verbreiter als ſolche 
Herausgeber verantwortlich, ohne daß es eines weiteren Nachweiſes der Mitſchuld bedarf. 

. . w. Iſt die Veroffentlichung ohne den Willen des Verfaſſers geſchehen, fo trifft 

ſtatt ſeiner den Herausgeber die Verantwortlichkeit. 

Es darf jedoch keine der in obiger Reihenfolge nachſtehenden Perſonen 
verfolgt werden, wenn eine der in derſelben vorſtehenden Perſonen bekannt und 
in dem Bereiche der richterlichen Gewalt des Staates iſt. 

Dieſe Beſtimmung ſteht der gleichzeitigen Verfolgung derjenigen nicht 
entgegen, in Anſehung deren außer der bloßen Handlung der Herausgabe, des 
Verlages oder der Uebernahme in Kommiſſion, des Druckes oder der Verbrei— 
tung, noch andere Thatſachen vorliegen, welche nach allgemeinen ſtrafrecht— 
lichen Grundſaͤtzen eine wiſſentliche Theilnahme an der durch die Druckſchrift 
begangenen ſtrafbaren Handlung begruͤnden. 


§. 13. 
Strafbare Auf⸗ Wer zur Begehung einer ſtrafbaren Handlung oͤffentlich auffordert oder 


ferberungen anreizt, wird, wenn in Folge der Aufforderung oder Anreizung eine ſtrafbare 


zungen. Hand⸗ 
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Handlung wirklich begangen worden iſt, mit der geſetzlichen Strafe der began— 
genen That belegt. 

Iſt in Folge der Aufforderung oder Anreizung ein ſtraͤflicher Verſuch 
begangen, ſo trifft den Auffordernden oder Anreizenden die geſetzliche Strafe 
des Verſuches. 


§. 14. 


Wenn die oͤffentliche Aufforderung oder Anreizung zu einer ſtrafbaren 
Handlung ohne irgend einen Erfolg geweſen iſt, ſo trifft den Schuldigen Geld⸗ 
buße von zwanzig bis zu zweihundert Thalern, oder Gefaͤngniß von vier 
Wochen bis zu zwei Jahren. Iſt jedoch die That, zu welcher aufgefordert 
oder angereizt wurde, im hoͤchſten oder im niedrigſten Maaße mit einer gerin— 
geren Strafe bedroht, ſo darf die Strafe der Aufforderung oder Anreizung 
dieſes hoͤchſte Maaß nicht uͤberſteigen; fie kann bis auf dieſes niedrigſte Maaß 
herabgeſetzt werden. 

War die Aufforderung oder Anreizung, welche ohne Erfolg geblieben 
iſt, auf ein durch den K. 92. Thl. II. Tit. 20. des Allgemeinen Landrechts 
(Hochverrath) oder durch die Artikel 86. und 87. des Rheiniſchen Strafgeſetz⸗ 
buches vorgeſehenes Verbrechen gerichtet, ſo iſt die Strafe Zuchthausſtrafe 
von zwei bis zu zehn Jahren. Sind mildernde Umſtaͤnde vorhanden, ſo 
kann die Strafe auf Gefaͤngniß von ſechs Monaten bis zu zehn Jahren be— 
ſtimmt werden. 


H. 15. 


Als der Anreizung zu ſtrafbaren Handlungen ſchuldig wird mit Geld- 
buße von zwanzig bis zweihundert Thalern, oder Gefaͤngniß von vier Wochen 
bis zu zwei Jahren beſtraft: 

1) wer Fahnen, Zeichen oder Symbole, welche geeignet find, den Geiſt des 
Aufruhrs zu verbreiten oder den Öffentlichen Frieden zu flören, an oͤffent— 
lichen Orten oder in oͤffentlichen Zuſammenkuͤnften ausſtellt, oder wer 
ſie verkauft oder ſonſt verbreitet; 

2) wer aͤußere Verbindungs- oder Vereinigungszeichen, welche zur Aufrecht⸗ 
haltung der oͤffentlichen Ruhe und Sicherheit von der Bezirksregierung 
verboten ſind, an oͤffentlichen Orten oder in oͤffentlichen Zuſammenkuͤnf— 
ten traͤgt; i 

3) wer in boͤswilliger Abſicht die oͤffentlichen Zeichen der Koͤniglichen Au— 
torität wegnimmt, zerſtoͤrt oder beſchaͤdigt. 


§. 16. 


Wer zum Ungehorſam gegen die Geſetze oder Verordnungen, oder gegen 
die Anordnungen der zuſtaͤndigen Obrigkeit öffentlich auffordert oder anreizt, 
wird mit Geldbuße von zwanzig bis zweihundert Thalern, oder Gefaͤngniß 
von vier Wochen bis zu zwei Jahren beſtraft. 

Jahrgang 1849. (Nr, 3138.) 36 §. 17. 


230 — 


& 37, 


er den Öffentlichen Frieden dadurch zu flören ſucht, daß er die An— 
gehoͤrigen des Staates zum Haſſe oder zur Verachtung gegeneinander öffent- 
lich anreizt, wird mit Geldbuße von zwanzig bis zu zweihundert Thalern, 
oder mit Gefaͤngniß von vier Wochen bis zu zwei Jahren beſtraft. 


F. 18. 


Wer erdichtete oder entſtellte Thatſachen oͤffentlich behauptet oder ver— 
breitet, welche in der Vorausſetzung ihrer Wahrheit die Einrichtungen des 
Staates oder die Anordnungen der Obrigkeit dem Haſſe oder der Verachtung 
ausſetzen, wird mit Geldbuße von zwanzig bis zu zweihundert Thalern, oder 
mit Gefaͤngniß von vier Wochen bis zu zwei Jahren beſtraft. 


§. 19. 

Wer uͤber eine im Staate beſtehende Religionsgeſellſchaft oder ihre Leh⸗ 
ren, Einrichtungen oder Gebrauche fish oͤffentlich in einer Weiſe auslaͤßt, 
welche dieſelben dem Haſſe oder der Verachtung ausſetzt, wird mit Geldbuße 
von zwanzig bis zu zweihundert Thalern, oder mit Gefaͤngniß von vier 
Wochen bis zu zwei Jahren beſtraft. 


F. 20. 


Maſeſtätebelei⸗ Wer durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder andere Dar— 
digung. ſtellung die Ehrfurcht gegen den Koͤnig verletzt, wird mit Gefaͤngniß von zwei 
Monaten bis zu fünf Jahren beſtraft. 
Wer durch eines der bezeichneten Mittel die Königin beleidigt, wird mit 
der naͤmlichen Strafe belegt. 


F. 21. 


Bellidigung des Wer durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder andere Dar⸗ 
w eder ſtellung den Thronfolger, ein anderes Mitglied des Königlichen Hauſes, oder 
Mirzleder den Regenten des Preußiſchen Staates beleidigt, wird mit Gefaͤngniß von 
Danses n. Einem Monat bis zu drei Jahren beftraft. N 

$. 22, 


Wer durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder andere Dar— 
ſtellung das Oberhaupt eines deutſchen oder eines anderen mit dem Preußi— 
ſchen Staate in anerkanntem voͤlkerrechtlichen Verkehre ſtehenden Staates be— 
leidigt, wird mit Gefaͤngniß von Einem Monate bis zu zwei Jahren beſtraft. 


Beleidigung d. H. 23. 


K „ 2 ; PAR 

poltiicher Wer durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder andere Dar- 
Körperſchaf⸗ ſtellung \ 

ten, Behör⸗ 1 5 
den ꝛc. eine 
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eine der beiden Kammern, 
ein Mitglied der beiden Kammern, 
eine andere politiſche Koͤrperſchaft, 
eine oͤffentliche Behoͤrde, 
einen oͤffentlichen Beamten, 
einen Religionsdiener, 
einen Geſchworenen, 
ein Mitglied der bewaffneten Macht, s 
während ſie in der Ausübung ihres Berufes begriffen ſind, oder in Beziehung 
auf ihren Beruf beleidigt, wird mit Gefaͤngniß von acht Tagen bis zu Einem 
Jahre beſtraft. 
Hat die Beleidigung den Charakter der Verlaͤumdung, ſo iſt die Strafe 
Gefaͤngniß von vierzehn 2 bis zu achtzehn“ Monaten. 
Iſt die Verlaͤumdung öffentlich begangen, fo iſt die Strafe Gefaͤngniß 
von Einem Monate bis zu zwei Jahren. 
Sind mildernde Umſtaͤnde vorhanden, ſo kann in allen Faͤllen die Strafe 
auf Geldbuße von zehn bis zu dreihundert Thalern beſtimmt werden. 


F. 24. 


Wer Druckſchriften, welche die Sittlichkeit verletzen, verkauft, vertheill Verlezung der 
oder ſonſt verbreitet, oder an Orten, welche dem Publikum zugänglich find, Gitlihteit 
ausſtellt oder anſchlaͤgt, wird mit Geldbuße von zehn bis zu einhundert Thalern, 
oder mit Gefaͤngniß von vierzehn Tagen bis zu Einem Jahre beſtraft. 


H. 25. 


Wer in Beziehung auf einen Anderen unwahre Thatſachen behauptet Venaumdung. 
oder verbreitet, welche denſelben in der öffentlichen Meinung dem Haſſe oder 
der Verachtung ausſetzen, macht ſich der Verlaͤumdung ſchuldig. 


$. 26. 


Der Beweis der Wahrheit der behaupteten oder verbreiteten Thatſachen 
kann durch alle geſetzlichen Beweismittel gefuͤhrt werden. 5 

Dieſer Beweis iſt nicht zulaͤſſig, wenn die dem Anderen beigemeſſene 
Handlung mit Strafe bedroht und eine Freiſprechung durch ein rechtskraͤftiges 
Erkenntniß erfolgt iſt. 


$. 27. 


Der Beweis der Wahrheit der behaupteten oder verbreiteten Thatſachen 
ſchließt das Vorhandenſein einer Beleidigung nicht aus, wenn aus der Form 
der Behauptung oder Verbreitung, oder aus anderen Umſtaͤnden, unter welchen 
ſie geſchah, die Abſicht zu beleidigen hervorgeht. 

(Nr. 3138.) 36* H. 28. 
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H. 28. 


Sind die behaupteten oder verbreiteten Thatſachen ſtrafbare Handlungen 
und iſt wegen derſelben bei der zuſtaͤndigen Behoͤrde Anzeige gemacht, ſo muß 
bis zu dem Beſchluſſe, daß die Eroͤffnung einer Unterſuchung nicht Statt finde, 
oder bis zu der Beendigung der eingeleiteten Unterſuchung mit dem Verfahren 
und der Entſcheidung uͤber die Verlaͤumdung inne gehalten werden. 


§. 29. 


Die Verlaͤumdung wird mit Gefaͤngniß von acht Tagen bis zu Einem 
Jahre beſtraft. 

Iſt die Verlaͤumdung oͤffentlich begangen, fo iſt die Strafe Gefaͤngniß 
von vierzehn Tagen bis zu achtzehn Monaten. 

Sind mildernde Umſtaͤnde vorhanden, ſo kann in allen Faͤllen die Strafe 
auf Geldbuße von fuͤnf bis zu dreihundert Thalern beſtimmt werden. 


F. 30. 


Den Druckſchriften im Sinne dieſer Verordnung werden gleichgeſtellt 

alle auf mechaniſchem Wege irgend einer Art vorgenommenen Vervielfaͤltigun— 

gen von Schriften, bildlichen Darſtellungen mit oder ohne Schrift, und von 
Muſikalien mit Text oder ſonſtigen Erlaͤuterungen. 


$. 31. 


Oeffentlich im Sinne der $$. 13. 14. 16. 17. 18. 19. 23. 29. dieſer 
Verordnung iſt eine Handlung, wenn ſie an oͤffentlichen Orten oder in oͤffent— 
lichen Zuſammenkuͤnften, oder durch Druckſchriften oder andere Schriften vor— 
genommen wird, welche verkauft, verbreitet, an Orten, welche dem Publikum 
zugaͤnglich ſind, ausgeſtellt oder angeſchlagen werden. 

Als oͤffentliche Zuſammenkuͤnfte werden auch Verſammlungen angeſehen, 
in welchen oͤffentliche Angelegenheiten eroͤrtert oder berathen werden ſollen. 
(Verordnung vom 29. Juni d. J.) 


§. 32. 


Vorläufige Be⸗ Wenn eine zur Verbreitung beſtimmte Druckſchrift den Vorſchriften der 
N $$. 1. und 2. nicht entſpricht, oder wenn ihr Inhalt ſich als Thatbeſtand einer 
ſchriſten. ſtrafbaren Handlung darſtellt, fo find die Staatsanwaltſchaft und deren Or— 

gane berechtigt, die Druckſchrift, wo ſie ſolche vorfinden, ſo wie die zur Ver— 
vielfaͤltigung beſtimmten Platten und Formen vorläufig mit Beſchlag zu belegen. 


Die Organe der Staatsanwaltſchaft ſind verpflichtet, derſelben innerhalb 

21 Stunden nach der Beſchlagnahme die Verhandlungen vorzulegen, und dieſe 
iſt gehalten, innerhalb 24 Stunden nach erfolgter Vorlegung ihre Antraͤge sr 
er 
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der zuſtaͤndigen Gerichtsbehoͤrde zu ſtellen, welche uͤber die Fortdauer oder Auf- 
hebung der verhaͤngten vorlaͤufigen Beſchlagnahme ſchleunigſt zu befinden hat. 

So weit zu der Verfolgung wegen einer Druckſchrift eine Ermaͤchtigung 
oder ein Antrag erforderlich iſt (F. 34.), findet auch eine Beſchlagnahme wegen 
des Inhaltes derſelben nur unter der naͤmlichen Bedingung Statt. 


8 


Organe der Staatsanwaltſchaft im Sinne des vorhergehenden Paragra- 
phen ſind die Polizeibehoͤrden und andere Sicherheitsbeamte, welchen nach den 
en Geſetzen die Pflicht obliegt, Verbrechen und Vergehen nachzu— 

rſchen. 

a Im Bezirke des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes zu Coͤln find es 
die Beamten und Huͤlfsbeamten der gerichtlichen Polizei, mit Ausnahme der 
Unterſuchungsrichter. 

Ueber die Aufhebung oder Fortdauer der Beſchlagnahme hat der Unter: 
N allemal an die Rathskammer zu deren Beſchlußnahme zu be— 
richten. i 
An der Befugniß der Gerichte und der Unterſuchungsrichter zum felbft- 
ſtaͤndigen Einſchreiten in den geſetzlich beſtimmten Faͤllen wird nichts geaͤndert. 


$. 34. 


Die Staatsanwaltſchaft iſt auch in Anſehung der in den $$. 23. und 29. Berfoigung. 
vorgeſehenen Beleidigungen befugt, die Verfolgung einzuleiten. Es findet jedoch ? e 
wegen Beleidigung einer Kammer nur mit Ermächtigung derſelben, und wegen”. 
der übrigen im F. 23. und wegen der in den $$. 22. und 29. vorgeſehenen "7 = ee. 
Beleidigungen nur auf den Antrag des Beleidigten eine Verfolgung ſtatt. = Sm tum, 

Iſt auf die von der Staatsanwaltſchaft angehobene Klage eine gericht=- mee een, d. 
liche Unterſuchung eingeleitet, ſo wird deren Fortgang, die Erlaſſung und Voll- e. e 
ſtreckung des Urtheils, durch eine Zuruͤcknahme der Ermaͤchtigung oder des An 
trages, oder durch eine Verzichtleiſtung auf die Beſtrafung nicht g ehem. 

Schreitet die Staatsanwaltſchaft nicht ein, fo bleibt dem Beleidigten die? ee ese, 
Verfolgung im Wege des Civilprozeſſes unbenommen. . . e i, . Aal 

In dem Bezirke des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes zu Cöln wird , m 
an der Befugniß des Beleidigten, als Civilpartei aufzutreten, nichts geandert. 85 2 
. nere elt. ee , das . 35. r pur ute ER BETTER 2 „„ 

25. 


Anz pe. 77 Audi Pay FR He, u MU eg. - 


Das Recht zur Verfolgung wegen der in diefer Verordnung vorgeſehe- Verjährung. 
nen Öffentlich begangenen ſtrafbaren Handlungen verjährt in ſechs Monaten, -s: 4 eee, 
von dem Tage an gerechnet, wo die Veröffentlichung (H. 31.) ſtatt fand. „ Ae zeug Ans 

Die Verjährung wird unterbrochen durch jeden Antrag der Staatsan- 74347 * 
waltſchaft, jeden Beſchluß oder jede ſonſtige Handlung des Richters, welche die > = e 
Eroͤffnung, Fortſetzung oder Beendigung der Unterſuchung, oder die Verhaftung 
des Beſchuldigten betreffen. 

(Nr. 3138.) Die 
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Die Unterbrechung der Verjährung gegen eine der verantwortlichen oder 
mitſchuldigen Perſonen gilt als ſolche auch denjenigen Verantwortlichen oder 
Fr gegenuͤber, gegen welche der Antrag, der Beſchluß oder die ſon— 
ſtige unterbrechende Handlung nicht gerichtet war. 

Von dem Tage der letzten unterbrechenden Handlung an beginnt eine 
neue Verjaͤhrung von ſechs Monaten. 5 

Dieſe Beſtimmungen beruͤhren nicht die Injurienklagen, in ſoweit ſie im 
Wege des i angeſtellt werden koͤnnen, und die Klagen auf Scha— 
denserſatz vor den Civilgerichten. 


$. 36. 


Oeffentliche Wenn wegen einer oͤffentlich begangenen Handlung, welche durch die 
ee $$. 18. bis 24. oder durch $. 29. vorgeſehen iſt, eine Verurtheilung ausge— 
Untpeits, ſprochen wird, ſo kann die oͤffentliche Bekanntmachung des Urtheils auf die in 
0 demſelben zu beſtimmende Art und Weiſe auf Koſten des Verurtheilten ange— 
ger Drud- ordnet werden. 


chriften. 
§. 37. 

Wenn der Inhalt einer Druckſchrift ſich als Thatbeſtand einer ſtrafba— 
ren Handlung darſtellt, ſo iſt die Vernichtung aller vorfindlichen Exemplare und 
der dazu beſtimmten Platten und Formen auszuſprechen. 

f Iſt die Druckſchrift ihrem Hauptinhalte nach eine erlaubte, ſo wird nur 
auf Vernichtung der geſetzwidrigen Stellen und desjenigen Theiles der Platten 
und Formen erkannt, auf welchem ſich dieſe Stellen befinden. 

H. 38. 
Gerichtsſtand. Zu der in H. 32. erwähnten gerichtlichen Beſchlußnahme und eintretenden 


Falles zu dem ferneren gerichtlichen Verfahren iſt der Gerichtsſtand auch bei 
Dr Gerichte begründet, in deſſen Bezirke die Beſchlagnahme geſche— 
en iſt. 

Wenn wegen der naͤmlichen Druckſchrift ein Verfahren bei verſchiedenen 
Gerichten anhaͤngig iſt, ſo wird das Gericht, bei welchem die Verhandlung und 
Entſcheidung erfolgen ſoll, noͤthigenfalls durch dasjenige höhere Gericht bezeich— 
net, deſſen Gerichtsbarkeit ſich uͤber die Bezirke der verſchiedenen mit der Sache 
befaßten Gerichte erſtreckt. 

In dem Bezirke des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes zu Coͤln wird 
an den dort geltenden Beſtimmungen uͤber die Regulirung des Gerichtsſtandes 
(Strafprozeßordnung Art. 525. bis 541.) nichts geaͤndert. 


$. 39. 


Die in den $$. 13. 14. 15. 16. 17. 18. 19. 20. 21. 22. dieſer Ver⸗ 
ord⸗ 
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ordnung vorgeſehenen ſtrafbaren Handlungen gehören zur Kompetenz der 
Schwurgerichte. 

Daſſelbe gilt von den in dem H. 23. erwaͤhnten Beleidigungen, welche 
mittelſt Druckſchriften ($. 30.) begangen werden, die verkauft, verbreitet, an 


8 welche dem Publikum zugänglich find, ausgeſtellt oder angeſchlagen 
werden. 


Die uͤbrigen Vergehen, welche in dem H. 23., ſowie diejenigen, welche in 
den $$. 10. und 11., 24. und 29. vorgeſehen find, werden als politiſche oder 
Preßvergehen nicht betrachtet. (Verordnung vom 15. April 1848. HF. 2. 

und 3. und vom 3. Januar 1849. Hy. 60. und 61.) 


H. 40. 


In ſoweit nach den beſtehenden Geſetzen die in der Sitzung eines Ge: 
richts begangenen ſtrafbaren Handlungen ſofort, ohne Mitwirkung von Geſchwo— 
renen, abgeurtheilt, oder die in der Sitzung eines Gerichts vorgefallenen oder 
ermittelten Disziplinarvergehungen ſofort disziplinariſch geahndet werden ſollen 
oder koͤnnen, wird hieran durch die Beſtimmungen des vorhergehenden Para— 
graphen nichts geaͤndert. 


Hinſichtlich des Militairgerichtsſtandes verbleibt des ebenfalls bei den 
beſtehenden Vorſchriften. 


$. 41. 


Die Beſtimmungen der beſtehenden Geſetze uͤber die gegen Privatperſonen 
begangenen Beleidigungen, welche die Merkmale der Verlaͤumdung nicht ent= 
halten, uͤber die von Perſonen des Soldatenſtandes unter ſich begangenen Be— 
leidigungen, ſie ſeien als Dienſtvergehen zu betrachten oder nicht, ferner uͤber 
die Verletzung der Amts- oder Dienſtvorſchriften, insbeſondere der Dienſtver— 
ſchwiegenheit, endlich über die Veröffentlichung von Nachrichten oder Ur— 
kunden, welche im Intereſſe des Staatswohles durch die Geſetze verboten 
iſt, werden durch dieſe Verordnung nicht beruͤhrt. 


$. 42. 

Inſoweit die Aufforderung oder Anreizung von Perſonen des Soldaten⸗ 
ſtandes zum Ungehorſam nicht nach den Vorſchriften dieſer Verordnung haͤrter 
zu beftrafen iſt, verbleibt es bei den desfallſigen Beſtimmungen der Verord— 
nungen vom 10. Mai und 23. Mai d. J. 

$. 43. 


Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Beſtimmungen ſind aufgehoben. 


Es treten insbeſondere außer Kraft das Preßgeſetz vom 17. März 1848., die 
$$. 151 bis 155. einſchließlich, die H. 620. 621., Thl. II., Tit. 20. des Allge⸗ 


(Nr. 3128.) mer⸗ 
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meinen Landrechts, die Artikel 102. 201. 204, 217., ferner die Artikel 367 bis 
1 „ 372. einſchließlich und die auf dieſe Artikel bezuͤgliche Beſtimmung des Artikels 
eee, gyd. des Rheiniſchen Strafgeſetzbuches. 


1 i N i 
E f 775 er er Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrud- 
ar per tem Königlichen Inſiegel. 

Zen per au, Gegeben Sansſouei, den 30, Juni 1849, 


uu, e 


. ae , (L. 8. Friedrich Wilhelm. 
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